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Satzung vom 23.12.1996 
 

für die Erhebung von Schmutz- und Regenwassergebühren zur Deckung der 
Kosten der leitungsgebundenen Abwasserbeseitigung in der Stadt Versmold 

sowie zur Abwälzung der Abwasserabgabe 1 
(Abwassergebührensatzung)2 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666/SGV. NW. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20.03.1996 (GV. NW. S. 124), der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. 
NW. S. 712/SGV. NW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.1992 (GV. NW. S. 561), 
der §§ 1, 8 und 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(Abwasserabgabengesetz - AbwAG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.1994 
(BGBl. I S. 3370) und der §§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NW -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NW. S. 926/SGV. NW. 77) hat die Stadtvertretung Versmold am 17.12.1996 
folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Abwassergebühren, Abwasserabgabe und Abwasserbeseitigungssatzung 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage im Sinne des § 4 Abs. 2 und des 
§ 7 Abs. 2 KAG NW erhebt die Stadt Versmold zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 
Abs. 2 KAG NW und der Verbandslasten nach § 7 KAG NW Abwassergebühren. 
Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt sowie die Abwasserabgabe, die 
Abwasserverbände auf die Stadt umlegen, wird über die Abwassergebühren abgewälzt. 
Verursachen Indirekteinleiter den ganzen oder teilweisen Wegfall einer der Stadt gewährten 
Vergünstigung nach dem Abwasserabgabengesetz oder dem Landeswassergesetz, werden 
alle dadurch entstandenen Kosten entsprechend Abs. 4 abgewälzt. 

 

(2) Als Abwassergebühren werden getrennt voneinander erhoben: 

 

a) Schmutzwassergebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage 
zur Beseitigung von Schmutzwasser, 

 

b) Regenwassergebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage 
zur Beseitigung von Regenwasser. 
Als Regenwasser gelten alle Arten von Niederschlagswasser. 

 

(3) Zur Deckung der Abwasserabgabe, die die Stadt anstelle der Kleineinleiter an das Land zu 
entrichten hat, erhebt die Stadt eine Kleineinleiterabgabe. 

 

(4) Die Abwasserabgabe für Fremdeinleitungen, die die Stadt zu entrichten hat, wälzt die Stadt 
über eine Abgabe für Fremdeinleitungen ab. 

 

(5) Die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Versmold in ihrer jeweils 
gültigen Fassung sind Bestandteil und Grundlage dieser Satzung. 

 

(6) Entsprechend dem Grundsatz der Gleichstellung von Mann und Frau sind alle 
geschlechtsbezogenen Formulierungen in dieser Satzung geschlechtsneutral zu verstehen. 

 

(7) Die Schmutz- und Regenwassergebühren sind grundstücksbezogene Benutzungs gebühren 

 
1 Geändert durch Satzungen vom 22.12.1997, 22.12.1998, 27.12.1999, 18.12.2001, 
28.12.2005, 08.01.2014, 19.12.2014, 11.12.2015, 16.12.2016, 15.12.2017, 
19.12.2018 und 13.12.2019 (gültig ab 01.01.2020) und 15.12.2022 (gültig ab 01.01.2023), vom 14.12.2023 gültig ab 01.01.2024 und vom 
12.12.2024 gültig ab 01.01.2025, sowie 19.12.2025 gültig ab 01.01.2026..,  
2 Angefügt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018 (gültig ab 01.01.2019). 
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und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück.3 
 
 

§ 2 
Maßstab für die Schmutzwassergebühren 

 

(1) Die Schmutzwassergebühren (SW-Gebühren) werden nach der Abwassermenge bemessen, 
die auf dem an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossenen Grundstück anfällt und 
eingeleitet wird. Auf dem Grundstück anfallendes Regenwasser bleibt bei der Berechnung 
der SW-Gebühren außer Ansatz, es sei denn, Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung ist anzuwenden. 
Wassermengen, die nach Gebrauch kein Schmutzwasser im Sinne von § 2 der 
Abwasserbeseitigungssatzung darstellen, aber trotzdem anschließend zulässigerweise in die 
öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden, gelten als Abwassermenge im Sinne dieser 
Satzung. 
Die Berechnungseinheit für die Abwassermenge ist ein voller Kubikmeter (1 cbm), wobei 
aufzurunden ist. Veranlagungszeitraum für die SW-Gebühren ist das Kalenderjahr. 4 

 

(2) Wenn die tatsächliche Abwassermenge des Kalenderjahres nicht gemessen 
werden konnte, gilt in dem jeweiligen Veranlagungszeitraum als angefallene Abwassermenge 

 

1. die dem Grundstück von der öffentlichen Wasserversorgung im Kalenderjahr 
zugeführte Wassermenge (Stadtwasserverbrauchsmenge), 

 

2. die dem Grundstück aus privaten Wasserversorgungsanlagen im Kalenderjahr 
gewonnene oder zugeführte Wassermenge (Eigenwasserverbrauchsmenge), 

 

3. die im Kalenderjahr auf dem Grundstück gewonnene oder im Kalenderjahr dem 
Grundstück sonst wie zugeführte Wassermenge, wie z.B. aus 
Regenwassernutzungsanlagen (sonstige Wasserverbrauchsmenge). Als 
Regenwassernutzungsanlage gilt jede Anlage einfachster Art, die eine Inanspruchnahme 
der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich macht. 5 

 

(3) Als Abwassermenge nach Abs. 2 Nr. 1 gilt die von der öffentlichen Wasserversorgung 
festgestellte Wasserverbrauchsmenge. 
Bei Grundstücken, die im Kalenderjahr erstmalig an die öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossen worden sind, wird die Wasserverbrauchsmenge zur Erhebung von 
Vorausleistungen für die Monate der Gebührenschuld gemäß § 9 Abs. 2 dieser Satzung 
geschätzt unter Anwendung von Absatz 6 Satz 3 Buchstabe a) bis f). 6 

Als Abwassermenge nach Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 gilt die mit geeigneten Messeinrichtungen 
festgestellte Wasserverbrauchsmenge bzw. der festgestellte Verbrauchsmengenwert oder 
die nach Abs. 5 im Wege der Schätzung ermittelte Wass erverbrauchsmenge. 

 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 hat der Gebührenschuldner auf Verlangen der Stadt 
geeignete Messeinrichtungen zur Ermittlung der Wasserverbrauchsmenge auf seine Kosten 
anzubringen, ordnungsgemäß zu unterhalten und vor Einwirkungen Dritter und 
Beschädigungen zu schützen. 
Die Stadt kann prüfbare Unterlagen oder nachweisbare und anerkannte Angaben zur 
Ermittlung der Wasserverbrauchsmenge verlangen und/oder nach Abs. 6 schätzen, wenn 

 

a) die Stadt auf die Anbringung geeigneter Messeinrichtungen verzichtet, 

 

b) diese Messeinrichtungen noch nicht erstellt sind, 

 

c) für die mit geeigneten Messeinrichtungen in anderen Berechnungseinheiten fest- 

 
3 Angefügt durch Änderungssatzung vom 08.01.2014, gültig ab 01.01.2014. 
4 Angefügt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
5 In der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019 
6 In der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
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gestellten Verbrauchsmengenwerte eine Umrechnung in die Berechnungseinheit 
„cbm Abwassermenge“ erforderlich ist, 

 

d) die von der Messeinrichtungen angezeigten Werte nicht glaubhaft sind oder 
 

e) die übrigen Bestimmungen dieser Satzung hierzu berechtigen. 
 

(5) Wird als geeignete Messeinrichtung ein handelsüblicher Wasserzähler von der Stadt 
anerkannt, ist dieser nach dem Ablauf von 5 Jahren seit der Installation auf Kosten des 
Gebührenschuldners zu erneuern. 
Die ordnungsgemäße Installation des Wasserzählers, der den Vorschriften der Eichordnung 
entspricht, ist von einer anerkannten Fachfirma amtlichem Vordruck7  zu bestätigen. Im 
Vordruck sind der Stand des Zählers bei Ersteinbau bzw. der Stand des Altzählers sowie der 
Stand Neuzählers beim Austausch von der Fachfirma zu notieren. 
Als anerkannte Fachfirma gelten die vom Eigenbetrieb Stadtwerke Versmold – 
Wasserversorgung –als Vertragsinstallationsunternehmen anerkannten Betriebe des Gas- 
und Wasserinstallateurhandwerks, die durch einen entsprechenden Installatuerausweis 
berechtigt sind.8 
Die Bestätigung ist vom Gebührenschuldner bei der Erstablesung des neu eingebauten 
Wasserzählers dem Beauftragten der Stadt zu übergeben. Der Wasserzähler ist durch die 
bestätigende Fachfirma zu verplomben. 9 
Wird der Nachweis über die Wasserverbrauchsmenge über andere Messeinrichtungen 
erbracht, bestimmt die Stadt den Erneuerungszeitpunkt nach der gültigen Eichordnung und 
teilt diesen dem Gebührenschuldner in geeigneter Weise mit. Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

Die Messeinrichtungen sind mit Ihren Zählerständen nach dem erstmaligen Einbau sowie 
nach ihrem Austausch durch die Stadt festzustellen;10 im Übrigen hat der Gebührenpflichtige 
zum Ende des jeweiligen Veranlagungszeitraumes den Zähler- stand der Messeinrichtung 
selbst abzulesen, soweit er das Ableseergebnis nach den Vorgaben der Stadt an die dazu 
bestimmte Stelle melden muss.11 Hochrechnungen auf den Zeitraum eines Kalenderjahres 
sind nur dann möglich, wenn Mess ergebnisse für mindestens einen 4-Monats-Zeitraum 
vorliegen. 

 
Nach dem Erneuerungszeitraum kann die Stadt die Wasserverbrauchsmenge für den 
nächsten Veranlagungszeitraum nach Absatz 6 schätzen. 

 

(6) Die Stadt ist in allen Fällen berechtigt, die Wasserverbrauchsmenge zu schätzen, wenn 
diese nicht nach Abs. 4 oder 5 zu ermitteln ist oder ein offenkundiges Missverhältnis von 
Gebühr und tatsächlicher Inanspruchnahme der Abwasseranlage eintritt. 
Offenkundig ist ein Missverhältnis dann, wenn die für die Berechnung der SW-Gebühren 
zugrunde gelegte Wasserverbrauchsmenge die nach den nachfolgenden Sätzen 
berechnete Wasserverbrauchsmenge um mehr als 50 % unterschreitet. 12 

 
Die Schätzung wird in der Regel wie folgt vorgenommen: 

 

a) Für Wohngrundstücke nach der Zahl der auf dem Grundstück mit Haupt- oder 
Nebenwohnung lebenden Personen nach dem Stand vom 01.12. des Jahres, das der 
Veranlagung vorausgeht. 
Grundlage für die Ermittlung ist die bei der örtlichen Meldebehörde geführte 
Einwohnerdatei. 
Der Jahresverbrauch wird nach dem in der Stadt Versmold geltenden 
Durchschnittsverbrauch in Höhe von z.Zt. 130 Liter je Tag und Person (= 48 cbm/ 
Jahr) festgesetzt. 

 
7 In der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
8 Satz 3 und 4 angefügt durch Änderungssatzung v. 19.12.2019, gültig ab 1.1.19. 
9 Eingefügt durch Änderungssatzung v. 08.01.2014, gültig ab 01.01.2014. 
10 Geändert durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
11 Angefügt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
12 Geändert durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
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b) Für Grundstücke, die nicht ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt werden, wird darüber 
hinaus dem Jahresdurchschnittsverbrauch einer Person (siehe Buchstabe a) gleichgesetzt: 

 
- Hotels und Gasthöfe 1 Bett, 

- Gaststätten 3 Plätze, 

- Krankenhäusern, Altenwohnheimen, Schüler-   

wohnheimen und ähnlichen Einrichtungen 1 Bett 

 oder 3 Beschäftigte, 

- Theater und Säle 30 Sitzplätze, 

- Fabriken, Werkstätten und   

sonstige Betriebe 2 Beschäftigte, 

- Büros und Geschäftshäuser 3 Beschäftigte, 

- Kindergärten und Schulen 10 Kinder, Schüler 

  und Lehrkräfte, 

- Campingplätze 1 Einstellplatz. 

 

c) Für Grundstücke, von denen über das normale Maß hinaus Abwasser eingeleitet wird, wie 
z.B. bei 

- Metzgereien 
für 1 Stück Großviehschlachtung 400 l / je Tag, 
für 1 Stück Kleinviehschlachtung 150 l / je Tag, 

- Friseure 
für 1 beschäftigte Person 250 l / je Tag. 

 

d) Für Grundstücke mit Schwimmbädern 30 l pro Tag pro Person der auf dem Grundstück 
entsprechend der Ermittlung nach Buchstabe a) lebenden Personen. 

 

e) Die Zahl der Betten, Beschäftigten, Sitzplätze, Plätze, Kinder, Schüler, Lehrkräfte und 
Einstellplätze nach Buchstabe b) wird nach dem Stand des 01.12. des Vorjahres ermittelt. 

 

f) Bei Wochenendhäusern in Wochenendhausgebieten kann die geschätzte 
Abwassermenge entsprechend ermäßigt werden, wenn nachgewiesen wird, dass das 
Grundstück nur für einen Teil des Jahres genutzt wird. 

 

(7) Sind mit der Abnahme und Reinigung besonderer Abwassermengen, die von § 7 Abs. 2 der 
Abwasserbeseitigungssatzung erfasst sind oder die Grenzwerte aus § 7 Abs. 3 der 
Abwasserbeseitigungssatzung überschreiten und deren Einleitung in die öffentliche 
Abwasseranlage nach § 7 Abs. 4 oder 6 der Abwasserbeseitigungssatzung von der Stadt 
zugelassen wurde, besondere Aufwendungen verbunden, muss der Gebührenschuldner den 
Mehraufwand neben den SW-Gebühren erstatten. Einzelheiten werden in der nach § 7 Abs. 
4 oder 6 der Abwasserbeseitigungssatzung notwendigen behördlichen Verfügung näher 
geregelt. 
 

 
§ 3 

Absetzungen 
 

(1) Von der Wasserverbrauchsmenge nach § 2 wird auf Antrag des Gebührenschuldners 
vorbehaltlich der folgenden Regelungen die Wasserverbrauchsmenge abgesetzt, die 
nachweislich nicht in die Abwasseranlage eingeleitet wurde.13 

 

(2)  Vom Abzug nach Abs. 1 sind ohne Rücksicht auf die Menge insbesondere aus- geschlossen: 

 

a)  das hauswirtschaftlich verbrauchte Wasser 

 
13 § 3 Abs. 1 Satz 2 gestrichen durch Änderungssatzung vom 08.01.2014, gültig ab 
01.01.2014. 
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b)  das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser 

c)  das für die Befüllung von Schwimmbecken (Swimmingpools) verbrauchte Wasser14 
 

(3) Der Nachweis im Sinne von Abs. 1 ist durch eine geeignete Messeinrichtung auf Kosten 
des Gebührenschuldners zu führen. 
Solange und soweit noch keine geeignete Messeinrichtung eingebaut ist, entscheidet die 
Stadt nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und in welcher Höhe ein Abzug aufgrund eines 
anderen prüffähigen Nachweises gewährt wird. 

 

Wird der Nachweis über nicht eingeleitete Wasserverbrauchsmengen durch geeignete 
Messeinrichtungen erbracht, gilt § 2 Abs. 5 entsprechend. 
Messergebnisse von Abgangszählern im Sinne von Satz 1 werden nicht auf ein Kalenderjahr 
hochgerechnet.15 

 

(4) Die Stadt ist berechtigt, in den Fällen, in denen eine Absetzung beabsichtigt ist, ihr Recht aus 
§ 2 Abs. 4 dieser Satzung dahingehend anzuwenden, dass für die Zukunft eine 
Wasserverbrauchsmenge mit der für die Absetzung installierten Messeinrichtung zu ermitteln 
ist. 

 

(5) Bei landwirtschaftlichen Betrieben gilt, sofern kein Nachweis geführt wird, als nicht- 
eingeleitete Wasserverbrauchsmenge im Sinne von Abs. 1 die Menge von 8 cbm/ Jahr für 
jedes Stück Großvieh. Dabei gilt bzw. gelten: 

 

- ein Pferd als 1,00 Großvieheinheit, 

- eine Milchkuh als 1,10 Großvieheinheit, 

- ein Rind als 1,00 Großvieheinheit, 

- ein Schwein (bei reinem Zuchtschweinebestand) als 0,33 Großvieheinheit, 

- ein Schwein (bei gemischtem Bestand) als 0,18 Großvieheinheit, 

- ein Schaf als 0,08 Großvieheinheit, 

- 500 Hühner als 0,30 Großvieheinheit. 

 
Die Vielzahl ist in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 

(6) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wasserverbrauchsmengen für das Veranlagungsjahr 
sind unter Angabe des prüffähigen Nachweises bis zum 28.02. des auf das Veranlagungsjahr 
folgenden Jahres zu stellen. Der Termin gilt als Ausschlussfrist. Der fristgerecht gestellte 
Antrag bewirkt die Vorläufigkeit des Abrechnungsbescheides zum Veranlagungsjahr. Ist der 
prüffähige Nachweis unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die nicht 
eingeleiteten Wasserverbrauchsmengen nicht anerkannt. Die Kosten des Nachweises trägt der 
Gebührenpflichtige.16 

 

(7) Die Anerkennung der Absetzungsmengen erfolgt im endgültigen Abrechnungsbescheid zum 
Veranlagungsjahr. Die teilweise oder vollständige Ablehnung der beatragten 
Absetzungsmengen erfolgt in der Regel in mündlicher Bekanntgabe gegenüber dem 
Gebührenpflichtigen.17 

 
 

§ 4 
Maßstab für die Regenwassergebühren 

 

(1) Die Regenwassergebühren (RW-Gebühren) werden nach den bebauten und befestigten 
Grundstücksflächen bemessen, die unmittelbar oder mittelbar an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen sind (Versiegelungsflächen). 

 
14 In der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019 
15 Geändert durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
16 § 3 Abs. 6 in der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019 
17 Angefügt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
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Maßgebend für die Versiegelungsflächen ist grundsätzlich die Selbsterklärung des 
Gebührenschuldners. Die Berechnungseinheit für die Versiegelungsflächen ist ein voller 
Quadratmeter (1 qm), wobei aufzurunden ist. 

 

(2) Als bebaute Grundstücksflächen gelten die Grundflächen der auf dem Grundstück 
befindlichen Gebäude sowie die durch Vordächer oder sonstige Überdachungen 
überbauten Grundflächen. 
Dachflächen mit geschlossener Pflanzendecke gemäß den Richtlinien für Planung, 
Ausführung und Pflege von Dachbegrünungen werden zur Hälfte als bebaute 
Grundstücksflächen berücksichtigt. 

 

(3) Als befestigte Grundstücksflächen gelten, die auf dem Grundstück betonierten, 
asphaltierten, gepflasterten, plattierten oder mit sonstigen Materialien befestigten 
Grundstücksflächen, soweit sie nicht bereits in den bebauten Grundstücksflächen enthalten 
sind. Befestigte Flächen, die mit Rasengittersteinen (mit Erdkammern) oder Schotterrasen 
erstellt sind und teilweise eine Versickerung gewährleisten, werden zu zwei Dritteln als 
befestigte Grundstücksflächen berücksichtigt. 

 

(4) Als angeschlossen im Sinne dieser Satzung gelten diejenigen bebauten und befestigten 
Grundstücksflächen, von denen Regenwasser unmittelbar über Anschluss leitungen im Sinne 
der Abwasserbeseitigungssatzung oder mittelbar über die 
Straßenentwässerungseinrichtungen in die öffentliche Abwasseranlage abgeleitet wird. Eine 
mittelbare Ableitungssituation liegt auch dann vor, wenn die Versiegelungsflächen in 
Gebieten liegen, deren Straßenentwässerungseinrichtungen noch nicht vollständig 
funktionieren können, weil die Verkehrsflächen nur als Baustraße angelegt sind. 

 

(5) Bebaute und befestigte Grundstücksflächen, die in Baugebieten liegen, in denen 
Regenwasser von Grundstücksflächen nur nach Durchleitung über private Versicke rungs- 
und Speicheranlagen stark gedrosselt der öffentlichen Abwasseranlage zu- geführt werden 
darf und deswegen der öffentliche RW-Kanal kleiner dimensioniert werden konnte, werden zu 
einem Drittel berücksichtigt. 

 

(6) Versiegelungsflächen, von denen Regenwasser in die SW-Kanalisation aufgrund 
behördlicher Verfügung eingeleitet werden muss, bleiben insoweit unberücksichtigt, als die 
Behörde ihre Verfügung aufrechterhält. 

 

(7) Verweigert der Gebührenschuldner seine Mitwirkung bei der Ermittlung der 
Versiegelungsflächen oder sind seine Angaben nicht glaubhaft, kann die Stadt eine 
Schätzung vornehmen. 
Die Schätzung erfolgt nach Aktenlage oder nach Überprüfung vor Ort. Die Schätzflächen 
werden auf volle 10 qm aufgerundet. Im Zweifel werden die bebauten und befestigten 
Grundstücksflächen als Versiegelungsflächen angenommen. 

 
 

§ 5 
Veränderungen der Versiegelungsflächen 

 

(1) Verkleinerungen und Vergrößerungen der Versiegelungsflächen (Veränderungen) werden 
im Laufe eines Veranlagungszeitraums bei den RW-Gebühren zum 1. des Monats 
berücksichtigt, der auf den Monat folgt, in dem die Veränderungen technisch 
abgeschlossen wurden. 

 

(2) Veränderungen für den laufenden Veranschlagungszeitraum werden nur dann 
berücksichtigt, wenn eine Fläche von mindestens 60 qm betroffen ist, wobei die Berichtigung 
im Gebührenbescheid eine Wertgrenze von 25,00 EUR18) überschreiten muss 
(Verwaltungspraktikabilitätsgrenze). Für den folgenden Veranschlagungszeit- raum wird die 

 
18 In der Fassung der Änderungssatzung vom 18.12.2001, gültig ab 01.01.2002. 
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veränderte Versiegelungsfläche berücksichtigt. Bei Verkleinerungen der 
Versiegelungsflächen sind die Flächen- und Wertgrenzen aus Satz 1 nicht anzuwenden.19 

 

(3) Veränderungen sind in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. Die Stadt kann geeignete 
Nachweise verlangen. Die Veränderungen gelten durch den berichtigten Gebührenbescheid 
als schriftlich bestätigt. 

 

(4) Die Absetzungsmöglichkeiten aus § 4 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und § 4 Abs. 5 dieser 
Satzung hat der Gebührenschuldner auf seine Kosten anzuzeigen und nach- zuweisen. Eine 
Absetzung von Amts wegen erfolgt nicht. Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(5) Die Absetzungsmöglichkeit nach § 4 Abs. 6 ist durch den Gebührenschuldner lediglich 
anzuzeigen. Die Stadt teilt nach Prüfung des Sachverhaltes in notwendiger Form mit, ob 

 

a) die Einleitungssituation unverändert bleibt und die Versiegelungsfläche insoweit 
verkleinert wird. Abs. 2 wird dabei nicht angewendet. 

 

b) die Einleitungssituation verändert werden muss. Verkleinert der Gebührenschuldner 
daraufhin die Versiegelungsfläche, ist die Veränderung im Gebühren bescheid zum 1. 
des Monats vorzunehmen, in dem der Gebührenschuldner die Absetzungsmöglichkeit 
angezeigt hat. Abs. 2 wird dabei nicht angewendet. 

 
 

§ 6 
Gebührensätze, Mindestgebühren20 

 
(1) Die SW-Gebühren betragen je cbm Abwassermenge:     3,22 EUR. 
 
Darin ist ein Anteil der Abwasserabgabe im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 
dieser Satzung in Höhe von 0,06 EUR/cbm enthalten. 
 
(2) Die RW-Gebühren betragen je qm Versiegelungsfläche:    0,94 EUR. 
 
Darin ist ein Anteil der Abwasserabgabe im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 
dieser Satzung in Höhe von 0,03 EUR/cbm enthalten. 
 
Für die RW-Gebühren wird eine Mindestversiegelungsfläche von 30 qm festgesetzt, es sei denn,  
die Versiegelungsfläche wird mit Null bewertet. 
Auf die Jahresregenwassergebühr wird keine Vorausleistung erhoben. 
Veranlagung und Fälligkeit bestimmen sich nach § 11 dieser Satzung.  
 
 

 
 

§ 7 
Abgabemaßstab und Abgabesatz für die Kleineinleiterabgabe 

 

(1) Die Kleineinleiterabgabe wird nach der Zahl der Bewohner des Grundstückes, die am 01.12. 
des dem Veranlagungszeitraum vorhergehenden Kalenderjahres (Stich- tag) bei der 
örtlichen Meldebehörde mit Haupt- oder Nebenwohnung gemeldet waren, festgesetzt. 

 

(2) Eine dauernde Abwesenheit oder sonstige besondere Verhältnisse sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides (Ausschlussfrist) geltend zu machen. 

 
 

 
19 Satz 3 eingefügt durch Änderungssatzung vom 08.01.2014, gültig ab 01.01.2014 
20 Neufassung des § 6 durch Änderungssatzung v. 13.12.2019, gültig ab 01.01.2020, vom. 11.02.2021, gültig ab 01.01.2021, vom 
15.12.2022 gültig ab 01.01.2023 und vom 14.12.2023 gültig ab 01.01.2024, vom 12.12.2024 gültig ab 01.01.2025 sowie vom 19.12.2025 
gültig ab 01.01.2026. 
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(3) Die Kleineinleiterabgabe beträgt je Bewohner pro Kalenderjahr: 
17,90 EUR.21 

 

(4) Bei der Berechnung der Kleineinleiterabgabe bleiben die Einwohner unberücksichtigt, 

a) deren gesamtes Schmutzwasser im Rahmen ordnungsgemäßer landbaulicher 
Bodenbehandlung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte 
Böden aufgebracht wird oder 

 

b) deren gesamtes Schmutzwasser in einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechenden Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, wenn die ordnungsgemäße 
Schlammbeseitigung sichergestellt ist. 

 
 

§ 8 
Abwälzung der Abwasserabgabe für Fremdeinleitungen 

 

(1) Für Fremdeinleitungen, für die nach den Bestimmungen des Abwasserabgabenge setzes 
und des Landeswassergesetzes Nordrhein-Westfalen die Stadt abgabe- pflichtig ist, wird die 
Abwasserabgabe, die im Abwasserabgabenbescheid für den betreffenden Einleiter 
festgesetzt wird, in voller Höhe auf den Einleiter abgewälzt. 

 

(2) Die Abgabe im Sinne von Abs. 1 bemisst sich nach dem Betrag, den der 
Abwasserabgabenbescheid für den Erhebungszeitraum festgesetzt hat. 

 
 

§ 9 
Entstehung und Beendigung der Gebühren- und der Abgabenschuld 

 

(1) Die Gebührenschuld entsteht zu Beginn des jeweiligen Veranlagungszeitraumes, frühestens 
jedoch mit dem Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage. Die Gebührenschuld endet mit 
Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage beseitigt wird. Die 
Abwassergebühren werden als Jahresgebühr im ersten Grundbesitzabgabenbescheid des 
Kalenderjahres festgesetzt. Soweit eine Vorausleistung nach Abs. 3 erhoben wird, erfolgt eine 
Abrechnung und endgültige Festsetzung im ersten Grundbesitzabgabenbescheid des 
folgenden Kalenderjahres.22  

Gilt Satz 4, entsteht die Gebührenschuld erst am Tage nach Ende des 
Veranlagungszeitraumes. Soweit keine Vorausleistung nach Abs. 3 erhoben wird, werden die 
nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung der Festsetzung von SW-Gebühren zugrunde zu- legenden 
Wasserverbrauchsmengen nach § 2 Abs. 6 dieser Satzung abschließend geschätzt und nach 
§ 11 veranlagt. 23 

 

(2) Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr, bei Entstehung der Gebührenschuld während 
des Kalenderjahres die entsprechende Anzahl voller Kalendermonate, bei Beendigung der 
Gebührenschuld während des Kalenderjahres die entsprechende Anzahl angefangener 
Kalendermonate. 

 

(3)  Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 
KAG NW Vorausleistungen auf die für den Veranlagungszeitraum endgültige 
Jahresschmutzwassergebühr in Höhe von einem Viertel der Gebühr, die sich aus der 
endgültigen Abrechnung für das Vorjahr ergibt. 
Kann eine endgültige Abrechnung für das Vorjahr nicht herangezogen werden, be stimmt 
sich die Vorausleistung nach einer Schätzung gemäß § 2 Abs. 6 dieser Satzung. 
Steht zu Beginn des Veranlagungszeitraumes fest, dass die dem Grundstück im Sinne von 
§ 2 Abs. 2 dieser Satzung zugeführten Verbrauchsmengen nicht mittels Messeinrichtung 
erfasst werden können, wird keine Vorausleistung erhoben.24 

 
21 Abs. 3 in der Fassung der Änderungssatzung vom 18.12.2001, gültig ab 01.01.2002 
22 Abs. 1 ergänzt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
23 In der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
24 Abs. 3 in der Fassung der Änderungssatzung vom 19.12.2018 gültig ab 01.01.2019. 
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(4) Die Abrechnung der SW-Gebührenschuld für den Veranlagungszeitraum erfolgt mit der 
endgültigen Festsetzung einer Jahresschmutzwassergebühr im auf den 
Veranlagungszeitraum folgenden Jahr unter Anrechnung der nach Absatz 3 festgesetzten 
Vorausleistungen. 
Übersteigende Beträge werden erstattet bzw. mit den neuen Vorausleistungen für Das 
Folgejahr verrechnet. Soweit nach Abrechnung Nachzahlungsbeträge verbleiben, sind diese 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abrechnungsbescheides fällig. Die 
Abrechnung nach Satz 1 bis 3 im Jahresgrundbesitzabgabenbscheid ergeht unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung. 

 

(5) Die aufgrund von § 3 für das Veranlagungsjahr zu berücksichtigenden Absetzungsmengen 
werden im Folgejahr zeitgleich mit der Abrechnung nach Absatz 4 als Erstattungswert im 
Abrechnungsbescheid eigenständig endgültig festgesetzt und verrechnet. Die eigenständige 
Erstattung des Abrechnungswertes ist unzulässig. Sobald und soweit es möglich ist, wird für 
die Vorausleistungserhebung von SW- Gebühren der entsprechend gegenzurechnende 
Erstattungswert der Absetzungsmenge im Jahresgrundbesitzabgabenbescheid einzeln 
dargestellt. 

 

(6) Die Verpflichtung zur Leistung der Kleineinleiterabgabe beginnt mit dem Ersten des Monats, 
der auf den Zeitpunkt des Beginns der Einleitung folgt. Die Abgabepflicht endet mit Ablauf 
des Monats, in dem die Kleineinleitung endet. 

 

(7) Die Verpflichtung zur Leistung der Abgabe für Fremdeinleitungen entsteht im Zeit- punkt, 
den der Abwasserabgabenbescheid festsetzt. 

 

(8) Erfolgen im Rahmen von Abwasserbeseitigungsverträgen direkte Beteiligungen von 
Indirekteinleitern an den Kosten der öffentlichen Abwasseranlage, sind diese insoweit von 
einer Gebührenschuld freigestellt. 

 
 

§ 10 
Gebühren- und Abgabeschuldner 

 

(1) Gebühren- bzw. Abgabeschuldner für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Abwasseranlage sowie für die Vornahme einer Kleineinleitung sind 

 

a) der Eigentümer des angeschlossenen Grundstücks; wenn ein Erbbaurecht bestellt 
ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte, 

 

b) der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes, 
 

c) der Nießbraucher25 
 

d) der Träger der Straßenbaulast, sofern er nicht Eigentümer des angeschlossenen 
Grundstücks ist,26 

 
von deren Grundstück die Benutzung der Abwasseranlage ausgeht bzw. auf oder von dem 
die Kleineinleitung vorgenommen wird. 

 

(2) Für mehrere an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossene Grundstücke im Sinne von 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 dieser Satzung, die lediglich über einen gemeinsamen Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgung verfügen, ist der Gebührenschuldner der Eigentümer des 
Grundstücks bzw. die nach Abs. 1 gleichgestellte Person, dem bzw. der die 
Stadtwasserverbrauchsmenge berechnet wird. 

 

 
25 Geändert durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
26 Angefügt durch Änderungssatzung vom 16.12.2011, gültig ab 01.01.2012. 
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(3) Mehrere Gebühren- bzw. Abgabeschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

(4) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des Mo nats an 
Gebühren- bzw. Abgabeschuldner, der dem Monat der Rechtsänderung (Eintragung im 
Grundbuch) folgt. Für sonstige Gebühren- bzw. Abgabeschuldner gilt dies entsprechend. 

 

(5) Die Abgabe für Fremdeinleitungen gemäß § 8 dieser Satzung hat der jeweilige 
Fremdeinleiter zu zahlen. 

§ 11 
Veranlagung und Fälligkeit 

 

(1) Die Abwassergebühren, die Kleineinleiterabgabe und die Abgabe für Fremdeinleitungen 
werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides 
fällig. 

 

(2) Ist im Bescheid ein anderer Zeitpunkt für die Fälligkeit angegeben, so gilt dieser. 
 

(3) Die Gebühren und Abgaben im Sinne dieser Satzung können zusammen mit anderen 
Abgaben angefordert werden. 

 

(4) Besteht an einem Grundstück Wohnungs- bzw. Teileigentum nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz (WEG), kann einer der Wohnungs- bzw. Teileigentümer als 
Gesamtschuldner zur Zahlung der Gebühr bzw. Abgabe herangezogen werden, wenn die zu 
bemessenden Wasserverbrauchsmengen oder die Versiegelungsflächen für alle Wohnungs- 
bzw. Teileigentümer nur in einer Summe ermittelt werden können oder die Einzelveranlagung 
aus sonstigen Gründen nicht möglich ist. Der Bescheid wird dem ausgewählten Eigentümer 
oder dem Verwalter, den die Wohnungs- bzw. Teileigentümer nach dem WEG bestellt haben, 
bekannt gegeben. 

 
 

§ 12 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 

(1) Die Gebühren- und Abgabeschuldner und ihre Vertreter (Abgabenerklärungspflichtige) haben 
der Stadt jede Auskunft und Hilfe zu gewähren, die für die Festsetzung und Erhebung der 
Gebühren und Abgaben erforderlich ist. 

 

(2) Die Stadt kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichte ten 
Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfang mitzuwirken. 

 

(3) Die Abgabenerklärungspflichtigen gestatten den Beauftragten der Stadt den Zutritt zu ihren 
Räumen und allen der Abwasserbeseitigung dienenden Anlagen, soweit dies für die 
Festsetzung und Erhebung der Gebühren und Abgaben erforderlich ist. 

 

(4) Bei mehreren Gebühren- und Abgabeschuldnern können eine gemeinsame Erklärung, 
getrennte Erklärungen oder eine nur von einem der Abgabeerklärungspflichtigen 
ausgefertigte Erklärung im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung abge geben werden. 
Wenn keine oder getrennte Erklärungen mit unterschiedlichen An- gaben vorliegen, können 
die Versiegelungsflächen nach § 4 Abs. 7 geschätzt wer- den. 

 

(5) Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Abwassergebühren und Abgaben 
einschließlich der Vorausleistungserhebung der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers 
oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen. Der Gebührenpflichtige hat die 
Übernahme, Speicherung und Nutzung von Daten nach 
§§ 92 und 93 Abgabenordnung für den Zweck dieser Satzung zu dulden.27 

 
 

 
27 Angefügt durch Änderungssatzung vom 19.12.2018, gültig ab 01.01.2019. 
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§ 13 
Anzeigepflicht 

 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Stadt sowohl vom Veräußerer 
als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats nach Eintragung der Rechtsänderung im 
Grundbuch schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden oder Veränderungen vorgenommen worden, 
die die Berechnung der Gebühren und Abgaben beeinflussen, so hat der Gebühren- und 
Abgabeschuldner dies unverzüglich der Stadt schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung 
besteht für ihn im Voraus, wenn Anlagen neu geschaf fen, geändert oder beseitigt oder 
Veränderungen vorgenommen werden sollen. 

 

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Veranlagungsjahres die Abwassermenge um mehr 
als 50 v.H. der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der 
Abgabepflichtige hiervon der Stadt unverzüglich Mitteilung zu machen. 

 
 

§ 14 
Billigkeitsmaßnahmen 

 
Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die Vorschriften der Abgabenordnung (AO 1977) in 
Verbindung mit § 12 KAG NW sinngemäß. 

 

 
§ 15 

Rechtsbehelfe, Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen 
 

(1) Die Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen Maßnahmen aufgrund dieser Satzung richten 
sich nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 
17) und dem Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung im Lande Nordrhein-
Westfalen vom 26.03.1960 (GV. NW. S. 47/ SGV. NW. 303) in ihrer jeweiligen Fassung. 

 

(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 510) in seiner jeweiligen 
Fassung. 

 
 

§ 16 
Grundstück 

 
Für den Grundstücksbegriff gilt die Bestimmung aus § 2 der Abwasserbeseitigungssatzung. 
Grundstück im Sinne dieser Satzung sind auch Straßen, Wege und Plätze (Ver kehrsflächen), für 
die die Stadt nicht Träger der Straßenbaulast ist, es sei denn, die Stadt hat dafür auf 
vertraglicher Grundlage die Unterhaltungs- und Entwässerungspflicht übernommen. 

 
 

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen den Bestimmun- gen 
dieser Satzung erforderliche Auskünfte, Anzeigen, Messwerte oder sonstige 

 

Hilfe und Angaben nicht rechtzeitig, unvollständig oder gar nicht erteilt, gewährt bzw. 
vorlegt. 

 
 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseren Wissens unrichtige Pläne, Unter- lagen 
oder Bestätigungen vorlegt, um einen nach dieser Satzung vorgesehenen Verwaltungsakt zu 
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erwirken oder zu verhindern. 
 

(3) Ordnungswidrigkeiten können nach § 20 KAG NW mit einer Geldbuße in der gesetzlich 
zulässigen Höhe geahndet werden, soweit die Zuwiderhandlung nicht nach anderen 
Rechtsvorschriften mit Strafe bedroht ist. 
Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten kann die Verwaltungsbehörde den Betroffenen 
verwarnen und ein Verwarnungsgeld in der gesetzlich zulässigen Höhe erheben. 

(4) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in 
der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit § 20 KAG NW. 

 

 
§ 18 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.1997 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 
20.12.1993 zur Entwässerungssatzung der Stadt Versmold sowie zur Abwälzung der 
Abwasserabgabe außer Kraft. 
 
 

 
- - - - - - - - - - - - - - - - - 

 
 

Die vorstehende Satzung ist am 28.12.1996 bzw. 30.12.1996 gemäß § 17 der Hauptsatzung 
der Stadt Versmold in den Tageszeitungen „Haller Kreisblatt“ und 
„Westfalen-Blatt“ öffentlich bekannt gemacht worden. 

 

 

 

 

Die letzte Änderungssatzung vom 19.012.2025 ist gemäß § 16 Abs. 1 der Hauptsatzung der   
Stadt Versmold in der geltenden Fassung durch Aushang im Aushangkasten am 
Haupteingang des Rathauses vom 19.12.2025 bis ein- schließlich 09.01.2026 sowie Hinweis 
auf den Aushang auf der Homepage der Stadt Versmold öffentlich bekanntgemacht worden. 


